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Zusammenfassung
Am 23. Juni 2022 hat der EU-Rat den Beitrittskandidatenstatus für die Ukraine verliehen. Das erfordert ins-
besondere im Bereich der landwirtschaftlichen und ländlichen Entwicklung eine intensive öffentliche Dis-
kussion und ein aktives Vorgehen der ukrainischen Stakeholder, um das weitere Voranschreiten der Ukraine 
auf dem Weg der europäischen Integration zu ermöglichen und die Umsetzung der Bestimmungen des Asso-
ziierungsabkommens zwischen der Ukraine und der EU voranzutreiben.

Vor diesem Hintergrund ist es besonders wichtig, dass ländliche Gemeinden bereit und in der Lage sind, 
eigene Ressourcen zu mobilisieren, um Prozesse der europäischen Integration zu beschleunigen.

Dies ist jedoch eine große Herausforderung vor dem Hintergrund, dass es in der Ukraine seit 2015 kein 
strategisches Programm für die landwirtschaftliche und ländliche Entwicklung gibt. Darüber hinaus gibt es 
eine Reihe von Hindernissen im ukrainischen Agrarsektor und bei der Entwicklung des ländlichen Raums 
in Vorbereitung auf die europäische Integration. In diesem Artikel werden einige der drängendsten Heraus-
forderungen im Zusammenhang mit der europäischen Integration der Ukraine diskutiert und analysiert, um 
ein besseres Verständnis dafür zu entwickeln, wie sie auf dem Weg zur europäischen Integration der ländli-
chen Gebiete der Ukraine überwunden werden können.

Einleitung
Die Auswirkungen mehrerer wichtiger infrastrukturel-
ler und institutioneller Probleme müssen berücksichtigt 
werden, um die Herausforderungen für die europäische 
Integration des ukrainischen ländlichen Raums, die in 
den Bereich der Agrar- und ländlichen Entwicklungs-
politik fällt, zu verstehen. Bisherige Studien analysier-
ten diese Probleme eher einzeln, was kein ganzheitliches 
Bild der Situation ermöglichte. Daher zielt dieser Artikel, 
der auf den Forschungen und Beratungstätigkeiten der 
Autor:innen basiert, darauf ab, in Form einer Bestands-
aufnahme der Hindernisse für die europäische Inte-
gration des ländlichen Raums diese Lücke zu beheben.

Informations- und Ressourcenmangel in 
den Gemeinden
Langjährige Erfahrungen der Autor:innen im Umgang 
mit territorialen Gemeinden zeugen davon, dass die 
meisten Führungs- und Fachkräfte in ländlichen 
Gemeinden über europäische Integrationsprozesse nur 
wenig informiert sind. Noch weniger sind sie mit Doku-
menten und Regelungen im Bereich der Landwirtschaft 
und der ländlichen Entwicklung vertraut, aber auch 
mit praktischen Erfahrungen im Bereich der ländli-
chen Entwicklung.

Bei einer 2019 von dem Verfasser des vorliegenden 
Beitrags durchgeführten Befragung unter rund 200 Vor-
sitzenden territorialer Gemeinden wurde ihre Einschät-
zung der Relevanz der EU-Politik für die Bevölkerung 

in ihren Gemeinden abgefragt. Dabei zeigte sich aus der 
Sicht der Gemeindevorsitzenden, dass EU-Erfahrungen 
im Bereich der ländlichen Entwicklung, des lokalen Ver-
einswesens und der ländlichen Entwicklungsagenturen 
als die am wenigsten interessanten und bekannten The-
men für die Dorfbewohner:innen eingestuft wurden (im 
Durchschnitt vergaben sie 1 von 5 möglichen Punkten).

Es ist auch bemerkenswert, dass die Leitungen und 
Fachkräfte in den territorialen Gemeinden relativ wenig 
tun, um das Interesse der Bevölkerung für die Themen 
europäischer Integration zu wecken. Eine der Ursachen 
mag darin bestehen, dass mit der Dezentralisierungsre-
form, die darauf abzielt, den lokalen Gemeinden mehr 
Zuständigkeiten einzuräumen und sie finanziell zu stär-
ken, erst 2014 begonnen wurde, so dass Fachkräfte in 
den Gemeinden sich noch nicht als Schlüsselakteure der 
lokalen wirtschaftlichen Entwicklung sehen. Sie sind 
u. a. nicht bereit, Probleme der Landwirtschaft und der 
ländlichen Entwicklung anzupacken.

Als nächste Herausforderung ist der Mangel an Res-
sourcen der Gemeinden für den Aufbau des Unterneh-
mertums als sozioökonomische Grundlage für die Ent-
wicklung der Gemeinde zu nennen. Im Rahmen einer 
weiteren, 2020 von der Nationalen Assoziation der land-
wirtschaftlichen Beratungsdienste der Ukraine in 24 
Gemeinden der Region Tscherkassy durchgeführten 
Umfrage, haben nur 8,3 Prozent der Vertreter:innen von 
territorialen Gemeinden die Frage, ob ihre Gemeinde 
2020 die Umsetzung von Entwicklungsprojekten im 

http://nbuv.gov.ua/UJRN/E_apk_2020_11_13
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Agrarsektor beabsichtigte, mit »ja« beantwortet und 
29,2 Prozent mit »eher ja«.

Es lässt sich vor allem eine relativ geringe Einschät-
zung der eigenen Ressourcen für die umfassende Ent-
wicklung der Gemeinden feststellen sowie ein Infor-
mationsmangel über externe Finanzierungsquellen für 
Entwicklungsprojekte, einschließlich der Ansiedlung 
von Unternehmen in ländlichen Räumen. Die meis-
ten territorialen Gemeinden gehen davon aus, dass ihre 
eigenen Projekte aus Fördermitteln finanziert werden 
können (90,9 Prozent). Diese Annahme kann als ein 
besorgniserregendes Signal betrachtet werden, denn 
Projekte, die ohne Eigenmittel der Gemeinden umge-
setzt werden, stellen sich als nicht nachhaltig heraus, 
nachdem die Unterstützung durch die Geldgeber been-
det wird.

Zwar neigen die meisten territorialen Gemeinden dazu, 
ihre eigenen Projekte aus Mitteln der Geldgeber zu 
finanzieren. Doch 63,3 Prozent der Befragten erklären 
sich bereit, zusätzlich auch Eigenmittel in derartige Pro-
jekte zu investieren, wenn es um eine aktive Teilnahme 
der Gemeinden an der Ansiedlung oder Gründung der 
Unternehmen vor Ort geht.

Die Ergebnisse einer weiteren Untersuchung des Ver-
fassers dieses Beitrags, die 2022 in Kooperation mit der 
Nationalen Assoziation der Vereinigten Territorialen 
Gemeinden durchgeführt wurde, haben gezeigt, dass 
die meisten Gemeinden (53 Prozent) bis jetzt über kei-
nen Plan für die Ansiedlung bzw. Gründung von Unter-
nehmen (u. a. auch Agrarunternehmen) an ihren Stand-
orten verfügen.

Unzureichende Zusammenarbeit 
zwischen Gemeinden und zentralen 
Exekutivbehörden
Die Landwirtschaft spielte schon immer eine wichtige 
Rolle in der ländlichen Entwicklung der Ukraine und tut 
dies auch heute noch. Doch bislang wurden die Gemein-
den vom Ministerium für Agrarpolitik und Ernährung 
der Ukraine de facto nicht als Partner bei der Gestal-
tung und Umsetzung der Agrarpolitik betrachtet. De 
jure wurden jedoch einige Schritte unternommen. So 
wurden in dem durch die Verordnung des Ministerka-
binetts vom 23. September 2015 beschlossenen Kon-
zept der ländlichen Entwicklung folgende Gründe für 
die schwierige soziale, wirtschaftliche und ökologische 
Situation in ländlichen Räumen genannt:
•  eine umfassende und konsequente Politik, die auf 

eine komplexe Entwicklung der ländlichen Räume 
ausgerichtet wäre und die sich an den Bedarfen der 
territorialen Gemeinden orientieren würde, ist nicht 
vorhanden;

•  territoriale Gemeinden sind nicht bereit, Projekte 
ihrer Standortentwicklung anzuregen und daran 
teilzunehmen.

Grafik 1: Absichten der Gemeinden zur Reali-
sierung von Entwicklungsprojekten im 
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Quelle: http://nbuv.gov.ua/UJRN/E_apk_2020_11_13

Grafik 2: Gewinnung von Ressourcen für Umset-
zung eigener Projekte aus der Sicht der 
Fachkräfte in Gemeinden (%)

90,9 %

63,6 %

13,6 %

9,1 %

0,0 %

0,0 %

0 % 50 % 100 %

Gewinnung von
Fördermitteln

Zusätzliche Investitionen
in Form von Eigenmitteln

Aufnahme von
zinsbegünstigten Krediten

Sonstiges

Ausgabe von
festverzinslichen
Wertpapieren

Aufnahme von
kommerziellen Krediten

Quelle: http://nbuv.gov.ua/UJRN/E_apk_2020_11_13

Grafik 3: Verfügt Ihre Gemeinde über ein Pro-
gramm/einen Plan für die Entwicklung 
des lokalen Unternehmertums? (%)
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Daher ist die Schaffung von organisatorischen, rechtli-
chen und finanziellen Voraussetzungen für die soziale 
und wirtschaftliche Entwicklung in Gemeinden ein 
wichtiges Mittel, um Ziele des Konzepts zu erreichen. 
Im Konzept wurden u. a. folgende Schritte vorgesehen:
•  stärkere Beteiligung der territorialen Gemeinden an 

Planung und Umsetzung von Maßnahmen zur bes-
seren Entwicklung in ländlichen Räumen;

•  Förderung öffentlich-privater Partnerschaften im 
Bereich der ländlichen Entwicklung und Gewin-
nung von Investitionen;

•  Gründung eines Fonds für ländliche Entwicklung;
•  Innovationsförderung durch Entwicklung eines Sys-

tems von Beratungsdiensten für Agrarproduzenten;
•  Benennung und Ausbildung von Fachkräften zur 

Erarbeitung von Projekten im Bereich der ländli-
chen Entwicklung.

Die Regierung hat 2017 auch einen Maßnahmenplan 
für die Umsetzung des Konzepts der ländlichen Ent-
wicklung beschlossen. Dort sind allerdings weder ein 
klar definierter Zeitrahmen, noch klare finanzielle Ver-
pflichtungen und Instrumente der Kooperation zwi-
schen kommunalen Selbstverwaltungsorganen und zen-
tralen Exekutivbehörden enthalten. Daher wurde das 
Papier gleich nach seinem Erlass zu einer reinen Formsa-
che: territoriale Gemeinden zeigten kein Interesse daran, 
und es hatte keine praktischen Auswirkungen auf ihre 
Entwicklung.

Geschichtlich haben territoriale Gemeinden engere 
Kontakte zum Ministerium für Entwicklung von 
Gemeinden und Territorien der Ukraine (wie auch zu 
den Vorgängern dieses Ministeriums), das für die Stra-
tegie der regionalen Entwicklung und den Maßnah-
menplan für deren Umsetzung zuständig ist. Gemäß 
der Verordnung über das Ministerium für Entwicklung 
von Gemeinden und Territorien der Ukraine, nimmt 
das Ministerium die Aufgabe der Gesamtkoordinierung 
der ländlichen Entwicklung wahr, arbeitet Programme 
der ländlichen Entwicklung in Kooperation mit ande-
ren Exekutivbehörden und kommunalen Selbstverwal-
tungsorganen aus und sorgt für ihre Umsetzung, erar-
beitet und setzt Maßnahmen um, die auf eine komplexe 
Entwicklung in ländlichen Räumen ausgerichtet sind, 
und legt diesbezügliche Vorschläge dem Ministerkabi-
nett der Ukraine zur Prüfung vor.

Die ukrainische Praxis der Verteilung von Zustän-
digkeiten im Ministerium steht mit der europäischen 
Praxis in Widerspruch, wo Landwirtschaftsministe-
rien als Schlüsselakteure im Bereich der ländlichen Ent-
wicklung agieren und die ländliche Entwicklung ein 
unveräußerlicher Bestandteil der Gemeinsamen Agrar-
politik (GAP) ist. Eine derartige agrarpolitische Disso-
nanz, zu der es unter diesen Umständen kommt, wird 
auch dadurch verstärkt, dass die ländliche Entwicklung 

dem Zuständigkeitsbereich des Ministeriums für Ent-
wicklung von Gemeinden und Territorien der Ukraine 
nicht zugewiesen ist, und das Direktorat für ländliche 
Entwicklung bei einer Reform des Ministeriums für 
Agrarpolitik und Ernährung in 2019 abgeschafft und 
im neu gegründeten Ministerium nicht wieder einge-
führt wurde.

Die vorherige Auflösung des Ministeriums für Agrar-
politik und Ernährung der Ukraine im Jahr 2019, das 
auch für die Politik im Bereich ländlicher Entwicklung 
zuständig war, hat sich negativ auf die Kommunikation 
zwischen verschiedenen Ebenen der Gestaltung und 
Umsetzung der Politik ausgewirkt. Mit der Reduzierung 
der Anzahl von Mitarbeitenden, die mit der Entwick-
lung der Landwirtschaft in staatlichen Gebietsverwal-
tungen betraut waren und mit der Auflösung der agrar-
wirtschaftlichen Abteilungen in den Landkreisen wurde 
die Stimme der lokalen Stakeholder bei der Umsetzung 
der Politik der ländlichen Entwicklung nicht mehr voll-
ständig wahrgenommen, weil sie durch die Auflösung 
der obengenannten Behörden wichtige Kommunikati-
onskanäle zur Formulierung eigener Bedürfnisse und 
Positionen verloren haben.

Heute wird in der Ukraine erneut über eine Umstruk-
turierung der Ministerien im Sinne der Konsolidie-
rung und der Einsparung öffentlicher Ausgaben nach-
gedacht. Eines der möglichen Szenarien ist wiederum 
die Zusammenlegung des Ministeriums für Agrarpoli-
tik und Ernährung der Ukraine mit dem Wirtschafts-
ministerium. Derzeit ist es unklar, ob die Auflösung des 
separaten Ministeriums für Agrarpolitik und Ernährung 
der Ukraine zu noch stärkeren negativen Auswirkun-
gen auf die ländliche Entwicklung führen würde. Die-
ser Schritt könnte die Landwirtschaft und die ländli-
che Entwicklung noch stärker voneinander separieren.

Herausforderungen und Perspektiven durch 
den Krieg
Es dürfte klar sein, wie schwierig es ist, europäische 
Integrationsmaßnahmen unter den Bedingungen des 
russischen Angriffskrieges umzusetzen. Zugleich ist die 
Ukraine dazu angesichts der Verleihung des EU-Bei-
trittskandidatenstatus verpflichtet.

Im April 2022 wurde vom Präsidenten der Ukraine 
der »Nationale Rat für den Wiederaufbau der Ukraine 
nach dem Krieg« ins Leben gerufen (siehe dazu Aus-
gabe 273 der Ukraine-Analysen). Im Juli 2022 hat die 
Regierung Entwürfe der einzelnen Abschnitte des Akti-
onsplans für den Wiederaufbau und die Nachkriegs-
entwicklung der Ukraine zur öffentlichen Diskussion 
publik gemacht.

Dieses Papier besteht aus 23 Bereichen, darunter 
dem Bereich »Neue Agrarpolitik«. Es zeigt sich, dass 
in diesem Papier europäische Ansätze zur Gestaltung 

https://www.laender-analysen.de/ukraine-analysen/273/
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und Umsetzung der Agrarpolitik mit Ausrichtung auf 
ländliche Entwicklung, die für ländliche Gemeinden 
von extrem wichtiger Bedeutung ist, nicht präsent sind. 
Auch gibt es kaum Verbindungen zum Assoziierungs-
abkommen zwischen der Ukraine und der EU sowie 
zum Aktionsplan für die Umsetzung der durch dieses 
Abkommen vorgesehenen Maßnahmen.

Der Entwurf wurde zwar zur breiten Diskussion ver-
öffentlicht. Doch wie die Änderungsvorschläge ausge-
wählt wurden und letztlich in die finale Version Eingang 
fanden, ist für die meisten Vertreter:innen des Agrarsek-
tors nicht nachvollziehbar (zur Kritik dazu siehe auch 
diesen Beitrag von Transparency International Ukraine).

Die Organisation solch öffentlicher Diskussionen 
unter Kriegsbedingungen ist gewiss eine schwierige Auf-
gabe, doch wenn sie nicht oder intransparent durchge-
führt werden, kann dies in Zukunft zu noch größeren 
Problemen führen.

Europäische Programme als Chance
Für EU-Beitrittskandidaten besteht die Möglichkeit, 
das Instrument der EU-Heranführungshilfe (IPARD) 
zu nutzen. Über IPARD stellt die EU den Empfängern 
finanzielle und technische Hilfe bereit, um:
•  den Agrarsektor des jeweiligen Landes und ländli-

che Räume nachhaltig zu entwickeln und resilien-
ter zu machen;

•  die dahingehenden Bemühungen mit der Gemein-
samen Agrarpolitik der EU abzustimmen.

IPARD-Programme schließen Maßnahmen ein, die auf 
europäischer Ebene festgelegt sind. Eine dieser Maßnah-
men heißt »Investments in the rural public infrastruc-
ture« und ist auf wirtschaftliche, soziale und räumli-
che Entwicklung in ländlichen Räumen durch Aufbau 
der Infrastruktur ausgerichtet, um bessere Lebensstan-
dards der ländlichen Bevölkerung und die allgemeine 
Attraktivität der ländlichen Standorte zu sichern. Diese 
Maßnahmen können aus EU-Mitteln finanziert wer-
den, was gerade für finanzschwache ländliche Gemein-
den attraktiv ist.

Jedes Land legt seine Programme der ländlichen 
Entwicklung der EU-Kommission zur Prüfung vor. 
Wird eine positive Entscheidung getroffen, werden 
die Beitrittskandidaten durch nationale Stellen und 
IPARD-Agenturen begleitet und unterstützt. Sie tra-
gen für die Umsetzung von Programmen und die Über-
weisung von Mitteln an Antragsteller Verantwortung. 
Das trägt zum Ausbau der institutionellen Kapazitä-
ten und zur besseren Verwaltung in den ländlichen 
Räumen bei.

Die EU-Kommission hat seit 2014 für fünf Beitritts-
kandidaten Programme der ländlichen Entwicklung im 
Rahmen des IPARD-Programms mit einem Gesamtvo-
lumen von 1,1 Mrd. Euro beschlossen. Die Ukraine als 

jüngster Beitrittskandidat (neben der Republik Moldau) 
ist in diesem Programm bislang noch nicht vertreten. Es 
stellt sich nun eine Mammutaufgabe: unter Kriegsbe-
dingungen ein ukrainisches Programm der ländlichen 
Entwicklung in einer Qualität auszuarbeiten, dass es von 
der EU-Kommission bewilligt werden kann, sowie eine 
nationale IPARD-Stelle oder -Agentur einzurichten. Es 
ist offensichtlich, dass diese Aufgabe ohne angemessene 
agrarpolitische Unterstützung kaum zu bewältigen ist.

Dabei muss das eingangs angesprochene Problem der 
geringen Informiertheit der ländlichen Gemeinden der 
Ukraine über die Instrumente der EU-Politik im Bereich 
ländlicher Entwicklung gelöst werden. Beispielsweise ist 
ein weiteres Maßnahmenprogramm der EU für die Stär-
kung lokaler Akteure im ländlichen Raum – LEADER/
CLLD (LEADER steht für »Liaison Entre Actions de 
Développement de l’Économie Rurale« / »Verbindung 
zwischen Tätigkeiten zur Entwicklung der Wirtschaft 
im ländlichen Raum«; CLLD steht für »Community-
Led Local Development«) – für die meisten ländlichen 
Gemeinden in der Ukraine Terra incognita. Dement-
sprechend könnte eine bessere Informationspolitik über 
die Praxis der ländlichen Entwicklung in der EU einen 
mentalen Wandel in den ländlichen Gemeinden der 
Ukraine insgesamt und in der Einstellung ihrer füh-
renden Fachkräfte im Einzelnen bewirken.

Fazit und Vorschläge
Die europäische Integration der Ukraine ist ein lang-
wieriger und mühevoller Prozess, der unterschiedlich 
gestaltet werden kann: Man kann passiv die Entschei-
dungen und Maßnahmen der zentralen Exekutivbe-
hörden abwarten, oder sich pro-aktiv von der Gemein-
deebene aus auf Europa zubewegen. Die zweite Option 
macht den Integrationsprozess nachhaltiger, ausgewoge-
ner und effizienter, weil er in diesem Fall von der Öffent-
lichkeit und nicht nur von der Regierung mitgestaltet 
und mitgetragen wird.

Wissensdefizite in ländlichen Gemeinden sind eine 
der größten Hürden auf dem Weg zur »landwirtschaft-
lichen« und »ländlichen« europäischen Integration. Um 
diesen Wissensmangel zu überwinden, müssen alle ver-
fügbaren Instrumente wie Schulungen für Führungs- 
und Fachkräfte der gemeindlichen Verwaltungsorgane, 
Aufklärungsmaßnahmen für ländliche Bevölkerung etc. 
eingesetzt werden.

Die Gemeinden können eine zentrale Rolle bei der 
Vermittlung von Informationen im ländlichen Raum 
übernehmen, auch in Bezug auf spezielle landwirtschaft-
liche Themen. Unsere Analyse der Verwaltungsstruk-
turen in territorialen Gemeinden zeugt jedoch davon, 
dass Gemeinden meistens über keine Fachkräfte ver-
fügen, die Agrarproduzenten bei der Lösung ihrer Pro-
bleme begleitend unterstützen könnten.

https://ti-ukraine.org/en/blogs/the-cost-of-reconstruction-calculations-of-the-national-recovery-council/
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Eine Lösungsoption könnte eine weitere Entwick-
lung des Netzwerks von landwirtschaftlichen Beratungs-
diensten (der Ko-Autor vertritt die Nationale Assoziation 
der landwirtschaftlichen Beratungsdienste der Ukraine) 
werden. Das Gesetz der Ukraine »Über landwirtschaft-
liche Beratung« sieht die Mitwirkung und die Unter-
stützung der Entwicklung und Aufrechterhaltung eines 
derartigen Netzwerks durch Gemeinden vor. Dort ist 
auch der Anspruch der Gemeinden auf diese Beratung 
verankert. »Die Unterstützung der Innovation durch 
Forschung und Förderung von Beratungsdiensten für 
landwirtschaftliche Erzeuger« ist eine der Aufgaben, die 
auch im Artikel 404 des Assoziierungsabkommens zwi-
schen der EU und der Ukraine aufgelistet sind, wobei 
die Praxis in den Mitgliedsstaaten unterschiedlich ist. 
Der Aktionsplan zur Umsetzung des Assoziierungsab-
kommens zwischen der EU und der Ukraine schreibt 
ebenfalls »Die Schaffung des Beratungsdienstes für länd-
liche Gemeinden des Nationalen Koordinierungszen-
trums der landwirtschaftlichen Beratungsdienste« vor. 
Allerdings wurden viele Jahre lang keine Schritte unter-
nommen, um dieses Ziel zu erreichen. Mit Blick auf 
die russische Aggression und den deutlich gestiegenen 
staatlichen Ausgaben für Militärzwecke ist die Schaf-
fung dieses Netzwerks in absehbarer Zeit ohne Unter-
stützung von außen kaum möglich.

Kommunikationsprobleme haben ein wachsendes 
Misstrauen in die Agrarpolitik und Politik der ländli-
chen Entwicklung seitens ihrer potenziell Begünstig-
ten sowie zunehmende agrarpolitische Ineffizienz zur 
Folge. Das führt zu Problemen bei der Prioritätenset-
zung und der Vorgehensweise im Bereich der agrarpo-
litischen europäischen Integration.

Die Einführung europäischer Instrumente zur Ent-
wicklung der lokalen Wirtschaft unter Beteiligung von 
Gemeinden sowie der Erfahrungsaustausch in diesem 
Bereich könnten europäische Integrationsprozesse von 
unten stärken.

Für ländliche Gemeinden ist es schwierig, Wissens-
lücken bezüglich der europäischen Integration selbst-
ständig zu füllen. Daher ist die Partnerschaft mit Exe-
kutivbehörden, Bildungs- und Forschungseinrichtungen, 
NROs und Projekten der internationalen technischen 
Hilfe von besonderer Bedeutung.

Um Prozesse der europäischen Integration effizient 
zu gestalten, sollten ländliche territoriale Gemeinden 
in diese Prozesse einbezogen werden, wozu zunächst 
die Struktur der Exekutivbehörden in der Ukraine 
geprüft werden muss (Stichwort: Zuständigkeiten in 
den Ministerien).

Die Politik der ländlichen Entwicklung in den 
EU-Staaten baut in erster Linie auf der Gemeinsamen 
Agrarpolitik auf. Sie ist langfristig angelegt und schafft 
Planbarkeit. Die Beteiligung der Gemeinden an deren 
Ausgestaltung und Umsetzung ist ein wichtiges Ele-
ment und durch entsprechende Prozeduren untermauert. 
Die Einführung eines solchen Ansatzes in der Ukraine 
würde die Beziehungen zwischen Behörden und Bür-
ger:innen sowie zwischen Gemeinden und EU-Struk-
turfonds nach dem EU-Beitritt der Ukraine erleichtern.

Auch das Wissen über Instrumente der Heranfüh-
rung an die EU-Mitgliedschaft, u. a. IPARD, könnte 
das Interesse der Gemeinden für europäische Integra-
tionsprozesse vor dem Hintergrund ihrer Mitwirkung 
steigern.

Gemeinden wären gut beraten, die ukrainische 
Regierung möglichst bald davon zu überzeugen, die 
Einführung von IPARD für die Ukraine anzustoßen 
und das Nationale Programm der ländlichen Entwick-
lung vorzubereiten, zu beschließen und zur Prüfung und 
Bewilligung an die Europäische Kommission weiter-
zuleiten sowie eine Nationale Stelle und IPARD-Agen-
tur einzurichten. Mit Blick auf den EU-Beitrittsprozess 
und die Ressourcenknappheit unter Kriegsbedingun-
gen ist die Unterstützung der europäischen Partner bei 
der Bewältigung dieser Aufgaben von größter Relevanz.
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Zusammenfassung
Die Landnutzung unterliegt laufend Veränderungen und wird durch zahlreiche Faktoren beeinflusst. Die 
Nutzung neuer Technologien macht das Monitoring der Landnutzungsänderungen fast in Echtzeit mög-
lich und ist heutzutage für nachhaltiges Bodenmanagement unverzichtbar. Insbesondre ist Landnutzungs-
monitoring im Rahmen der Implementierung der Boden- und Dezentralisierungsreformen in der Ukraine 
ein wichtiges Kontroll- und Planungsinstrument und bietet eine Basis für die politische Entscheidungsfin-
dung auf allen Ebenen. Der vorliegende Artikel betrachtet die Veränderungen in der Landnutzung in der 
Ukraine am Beispiel von der Region Schytomyr in den Jahren 2016–2022 mit Hilfe des »Dynamic World 
Tool«. Darüber hinaus werden mögliche Faktoren, die sich auf die Landnutzung in der Region auswirken, 
diskutiert.

Einleitung
Die effiziente und nachhaltige Nutzung des Bodens ist nicht nur entscheidend für die Entwicklung der Agrar- und 
Ernährungswirtschaft, sondern für die gesamtwirtschaftliche Entwicklung der Ukraine. Schon jetzt trägt der Agrar-
sektor fast 11 Prozent zum Bruttoinlandsprodukt (BIP) der Ukraine bei und ist für knapp 40 Prozent der Gesamt-
exporte des Landes verantwortlich. Die Ausgestaltung eines funktionsfähigen Bodenmarktes, der im Idealfall eine 
effektive Nutzung des Bodens ermöglicht, verlief in der Vergangenheit allerdings äußerst schleppend. Bis vor kurzem 
mangelte es nicht nur an einer Bodenmarktpolitik, die den Kauf und Verkauf landwirtschaftlicher Flächen ermög-
licht, sondern auch an einer funktionsfähigen Infrastruktur für die Bodenmarktgestaltung. Dazu zählt beispielsweise 
ein Bodenkataster, das Informationen über die Zweckbestimmung, mögliche Nutzungseinschränkungen, qualitative 
Merkmale oder Eigentumsverhältnisse enthält.

Die Landnutzung unterliegt laufend Veränderungen und wird durch zahlreiche Faktoren beeinflusst. In der 
Ukraine war es bisher nicht möglich, die Landnutzung und deren Änderungen in Echtzeit zu verfolgen. Die Nut-
zung neuer Technologien macht dies jedoch möglich. Das Monitoring der Landnutzungsänderungen gibt politi-
schen Entscheidungsträgern und Wirtschaftsakteuren die Möglichkeit, Engpässe festzustellen und schnell zu rea-
gieren bzw. Anpassungen im Blick auf geänderte Rahmenbedingungen und eigene Ziele vorzunehmen. Daher sind 
aktuelle Informationen über die Landnutzung ein wichtiger Baustein für ein nachhaltiges Bodenmanagement. Rele-
vant ist aktuelles Wissen über Landnutzungsänderungen in der Ukraine vor allem für die neu gegründeten Territo-
rialgemeinden (Hromadas), die nun lernen müssen, die in ihren Zuständigkeitsbereich fallenden Flächen effizient 
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